
krankung seines Vaters, dessen Pflege ihm überdies 
für Monate zusätzlich oblag, war er seither allein ohne 
die Mithilfe von Familienangehörigen nach den über­
einstimmenden Angaben der RLN des Kreises und 
des Bezirks verpflichtet, sechs Rinder und zwölf 
Schweine zu halten, das hierfür vorhandene Grünland 
zu bewirtschaften sowie die zur Haushaltsführung not­
wendigen Arbeiten zu erledigen. Diese Umstände legen 
bereits nach allgemeiner Lebenserfahrung die Schluß­
folgerung nahe, daß damit seine Arbeitsmöglichkeiten 
voll ausgelastet sind, selbst wenn man berücksichtigt, 
daß sich der Verklagte, wie geschehen, als Mitglied 
einer LPG nicht ohne weiteres wie die in einem Ar­
beitsrechtsverhältnis stehenden Werktätigen auf eine 
gesetzliche Arbeitszeit von wöchentlich 433/4 Stunden 
berufen kann, da die Verhältnisse in einer Genossen­
schaft Besonderheiten aufweisen.
Diese Annahme wird durch das Beweisergebnis be­
stätigt. In dem Gutachten des RLN des Bezirks wird 
durch den Sachverständigen M. dargelegt, daß der 
Verklagte mit der Vieh Wirtschaft, der Grünlandbewirt­
schaftung und dem Haushalt voll ausgelastet ist und 
deshalb kaum Arbeit für die Klägerin leisten kann. 
Der Sachverständige folgert hieraus zu Recht, daß es 
nur zwei Möglichkeiten gibt, die vorhandenen Schwie­
rigkeiten zu überwinden: Entweder hat der Verklagte 
seine Viehwirtschaft in angemessenem Umfange weiter 
zu betreiben, wobei ihm die Klägerin Unterstützung 
bei der Futterbeschaffung gewählten muß, dann kann 
er keine genossenschaftliche Arbeit leisten; oder die 
Klägerin entbindet ihn von dieser Aufgabe, dann ist 
er verpflichtet, entsprechende Arbeitseinheiten für die 
LPG zu bringen. Diese Auffassung, die überzeugt, 
wurde von dem Sachverständigen in der Berufungsver­
handlung bestätigt.
Da die Klägerin zur Übernahme des Viehs nicht bereit 
war, handelte der Verklagte nicht schuldhaft, als er 
nach Erkrankung seines Vaters die genossenschaftliche 
Arbeit einstellte und sie nach dessen Tod nicht wieder 
aufnahm.

Unter den gegebenen Umständen war es deshalb nicht 
gerechtfertigt, daß das Bezirkgericht, wenn auch im ge­
ringeren Maße als die Klägerin, eine genossenschaft­
liche Arbeitspflicht des Verklagten für bestimmte Zeit­
räume für gegeben angesehen und hieraus eine be­
schränkte Schadenersatzpflicht hergeleitet hat. Da der 
Verklagte das genossenschaftliche Vermögen durch 
seine Arbeitseinstellung in der LPG zumindest nicht 
schuldhaft verletzt hat und damit eine wesentliche 
Voraussetzung des § 15 Abs. 1 LPG-Ges. nicht erfüllt 
ist, konnte der Zahlungsanspruch der Klägerin keinen 
Erfolg haben. Die Klage war insoweit als unbegründet 
abzuweisen.
In diesem Zusammenhang liegt Veranlassung vor, noch 
auf folgendes hinzuweisen: Ohne weitere Darlegungen 
hat die Klägerin die Schadenshöhe nach der Fondszu­
führung des Jahres 1Ö67 je nicht geleisteter Arbeits­
einheit berechnet. Dies reicht zu einer schlüssigen Klag­
begründung nicht aus. Es trifft zwar zu, daß für be­
stimmte Ausnahmefälle, die nicht zur Regel gemacht 
werden dürfen, im Beschluß des Obersten Gerichts 
über die Aufgaben der Gerichte bei der Durchsetzung 
des LPG-Rechts unter besonderer Beachtung der durch 
die rasche Weiterentwicklung der Produktionsverhält­
nisse auf dem Lande entstandenen rechtlichen Pro­
bleme vom 30. März 1966 - I P1B 2/66 - (NJ 1966 
S. 268 ff.) in Abschn. II C Ziff. 6 (Feststellung der Scha­
denshöhe) eine solche Möglichkeit eröffnet worden ist. 
Sie kann jedoch nur dann in Betracht kommen, wenn 
alle anderen Beweismöglichkeiten erschöpft sind. Die 
Berechnung der Schadenshöhe auf der Grundlage nicht

geleisteter Arbeitseinheiten/Fondszuführung je Arbeits­
einheit kann nur dann erwogen werden, wenn alle 
Bemühungen um einen direkten Schadensnachweis, 
z. B. auf Grund von Produktionsverlusten oder sonsti­
gen nachweisbaren Vermögenseinbußen, nicht den not­
wendigen Erfolg haben und es nahe liegt, daß tatsäch­
lich ein Schaden eingetreten ist oder verursacht worden 
sein könnte. In der Klagschrift hat die Genossenschaft 
also in der Regel, möglichst unter Angabe von Be­
weismitteln, darzulegen, welcher Schaden nach ihrer 
Auffassung eingetreten ist. Beruft sich die LPG dar­
auf, daß sie auf den Ausnahmefall der Berechnung 
nach Fondszuführung zukommen müsse, so ist näher 
auszuführen, weshalb ein konkreter Schadensnachweis 
nicht geführt werden kann, welche Umstände (z. B. 
Arbeiiskräftelage) dafür sprechen, daß ein Schadens­
eintritt nahe liegt, weshalb der Schaden durch sach­
dienliche Maßnahmen nicht abgewendet oder vermin­
dert werden konnte und ob die dem Ersatzbetrag zu­
grunde gelegten Arbeitseinheiten für das auf Schaden-/ 
ersatz in Anspruch genommene Mitglied geplant ge­
wesen sind. All das hat das Bezirksgericht bei seiner 
Schadensbemessung nicht ausreichend beachtet.
Soweit die Klägerin beantragt hat, den Verklagten zu 
verurteilen, seinen Viehbestand um elf Schweine zu 
erhöhen, hätte das Bezirksgericht vorerst prüfen müs­
sen, ob für die Entscheidung über einen solchen An­
spruch nach § 28 LPG-Ges. die Gerichte zuständig 
sind. Entgegen der Auffassung des Verklagten handelt 
es sich hierbei um eine Streitigkeit vermögensrecht­
licher Natur, die sich aus dem komplexen Rechtsver­
hältnis der Mitgliedschaft ableitet. Die gerichtliche Zu­
ständigkeit für vermögensrechtliche Ansprüche zwi­
schen Genossenschaft und Mitglied erfährt jedoch da­
hin eine Einschränkung, daß durch gesetzliche Bestim­
mungen die endgültige Entscheidung nicht den ge­
nossenschaftlichen Organen oder den örtlichen Räten 
übertragen sein darf (§ 25 LPG-Ges.), Es ist also zu 
prüfen, ob gesetzliche Bestimmungen gegeben sind, 
aus denen sich die Entscheidungsbefugnis der örtlichen 
Räte ergibt
Die individuelle Viehhaltung der Mitglieder einer LPG 
Typ I ist eng mit den wirtschaftlichen Aufgaben und 
Zielen der Genossenschaft verknüpft. Es ergeben sich 
aus ihnen gegenseitige komplexe Rechte und Pflich­
ten, die so zu gestalten sind, daß bei Berücksichtigung 
der Interessen von Genossenschaft und Mitglied ein op­
timaler volkswirtschaftlicher Nutzen erzielt wird. Dem 
Rechnung tragend, wurde in Ziff. 31 Abs. 2 MSt Typ I 
die Mitveranwortung der Genossenschaft für die Erfül­
lung der Pflichten der Mitglieder aus der individuellen 
Viehwirtschaft dahin festgelegt, daß die Mitgliederver­
sammlung und der Vorstand kontrollieren und helfen, 
daß die Erfüllung der Ablieferungspflicht für tierische 
Produkte an den Staat durch alle Mitglieder der LPG 
garantiert wird. Können diese Aufgaben in der Genos­
senschaft selbst nicht zufriedenstellend gelöst werden, 
so bedarf es der staatlichen Anleitung der Beteiligten 
im Wege der Überzeugung und, falls notwendig, auch 
durch eine bindende Entscheidung, in der alle Einzel­
probleme in ihrem wechselseitigen Zusammenhang ge­
regelt werden.
Durch die Gerichte wäre das Ziel einer solchen Ent­
scheidung, das darin bestehen muß, eine nachhaltige 
Veränderung der bestehenden Verhältnisse und die 
Herbeiführung einer festen, auf der sozialistischen 
Gesetzlichkeit basierenden Ordnung zwischen der LPG 
und dem individuell viehhaltenden Mitglied zu ga­
rantieren, wegen der Besonderheiten seiner Verfah­
rensweise mitunter nur schwer zu verwirklichen. Das 
ist in diesem Verfahren auch nicht erforderlich, da 
der Rat des Kreises zu befinden hat. Nach § 14 der
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